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Der neueMix – Deutschland stöpselt um
Wende stellt Wirtschaft und Gesellschaft vor ungeahnte Herausforderungen – Rückenwind für Alternativenergien schon seit Jahren – GAU in Fukushima wirkt wie Katalysator

Von Klaus Laas

Berlin – Fukushima ist der Katalysa-
tor. Dass Deutschland künftig auf die
Atomenergie verzichten wird, über-
rascht nach dem atomaren GAU in Ja-
pan nicht. Nur die Geschwindigkeit
verblüfft. Atomenergie galt ohnehin
– ob im Einzelfall ernst gemeint, sei
dahingestellt – als Brückentechnolo-
gie, als Auslaufmodell. Allerdings gab
es über die Zeitspanne, in der Meiler
noch am Netz bleiben sollten, gravie-
rende Unterschiede. Bis Fukushima.
Die Katastrophe in Japan hat die Be-
wertung der Energiepolitik grundle-
gend verändert. Deutschland nimmt
die Kernkraftwerke im Gegensatz zu
den europäischen Nachbarn vom Netz
– und stöpselt auf Alternativenergie
zur Stromerzeugung um. Um die Pro-
duktion von Strom geht es in erster
Linie. Ein neuer Energiekonsens hat
sich plötzlich wie aus dem Nichts he-
raus gebildet. In Einklang mit dem gro-
ßen Teil der Bevölkerung und den po-
litischen Parteien werden die Atom-
kraftwerke bis 2022 komplett abge-
schaltet. Die Abkehr von der Kern-
energie, die Energiewende, stellt Wirt-
schaft und Gesellschaft vor gewaltige
Herausforderungen. Vieles ist noch of-
fen, vieles beruht auf dem Prinzip
Hoffnung, und vieles wird nach dem
Prinzip Versuch und Irrtum funktio-
nieren. Sicher ist: Die Energieversor-
gung wird sich aus mehr Quellen als
bisher speisen und sehr viel dezentra-
ler organisiert sein.
Sicher ist auch: Die Gesellschaft ist
energiehungrig. Daran wird sich auch
jenseits konjunktureller Dellen nichts
ändern. Nach Angaben der Arbeits-
gemeinschaft Energiebilanzen ist der

Primärenergieverbrauch im vergan-
genen Jahr um 4,6 Prozent gestiegen
und erreicht damit fast das Niveau vor
dem konjunkturellen Einbruch 2008.
Man muss – ungeachtet aller Wirt-
schafts- und Finanzkrisen – kein Pro-
phet sein, um zu sagen: Der Hunger
nach Energie wird weiter steigen.
Wahrscheinlich sogar massiv.
Ist die Energiewende eigentlich so ei-
ne abrupte Wende? Sie ist es nur zum
Teil. Wenig von der Öffentlichkeit be-
achtet, sind die erneuerbaren Ener-
gien schon seit Jahren stark im Kom-
men. Im Jahr 2011 sind sie im Erzeu-
gungsmix sogar erstmals an der Kern-
energie und auch an Steinkohle vor-
beigezogen und zum zweitwichtigs-
ten Energieträger bei der Deckung des
Strombedarfs aufgestiegen. Der An-
teil der Erneuerbaren steigt in diesem
Jahr auf 19,9 Prozent. Nur Braunkoh-
le bestreitet mit 24,6 Prozent einen
größeren Anteil. Das geht aus Schät-
zungen des Bundesverbandes der
Energie- und Wasserwirtschaft für das
Jahr 2011 hervor. Hildegard Müller,
Vorsitzende der Hauptgeschäftsfüh-
rung, gibt aber auch zu bedenken:
„Trotz der erfreulichen Dynamik bei
der Erzeugung insgesamt sind die Er-
neuerbaren noch weit davon ent-
fernt, ausreichend Grundlaststrom
bereit zu stellen.“
Die Zahlen im Einzelnen: An ers-
ter Stelle liegt 2011 die Braunkoh-
le mit einem Anteil an der Strom-
erzeugung von 24,6 Prozent
(2010: 23,2), gefolgt von den er-
neuerbaren Energien mit 19,9
(16,4) Prozent. Der Erzeugungs-
anteil der Steinkohle erreicht
18,7 (18,6) Prozent. Kernener-
gie liefert infolge der Abschal-

tung von acht Kernkraftwerken in
Deutschland nur noch 17,7 (22,4) Pro-
zent des Stroms. Die Erzeugung aus
Gaskraftwerken liegt bei 13,6 (13,8)
Prozent. Die sonstigen Energieträger
wie Wasserkraft, Hausmüll, Pump-
speicher und andere kommen auf ei-
nen Anteil an der Stromerzeugung
von knapp über fünf Prozent.
Erfolgreichste erneuerbare Energie-
quelle im Strommix ist erneut der
Wind: Nach einem schwachen Wind-
jahr 2010 steigt der Anteil in diesem
Jahr auf 7,6 (6,0) Prozent. Es folgen
Biomasse mit 5,2 (4,4) Prozent, Pho-
tovoltaik mit 3,2 (1,9) Prozent und
Wasserkraft mit 3,1 (3,3) Prozent. Der
Anteil regenerativen Stroms aus Müll-
kraftwerken beträgt wieder 0,8 Pro-
zent. Die Abkehr vom Atomstrom ist
ohne massive staatliche Interventio-
nen nicht erreichbar. Interventionen
– das heißt, die öffentliche Hand för-
dert eine bestimmte Art der Energie-
erzeugung und/oder schafft die recht-

lichen Rahmenbedingungen. Im
Sommer dieses Jahres hat die
Bundesregierung ihre Vorstel-
lungen konkretisiert, wie die
Energiewende erreicht werden
soll. Außer dem Ausbau erneu-
erbarer Energie zulasten der
Kernenergie ist auch der Bau
neuer Stromleitungen und der
Bau moderner Kohle- und Gas-
kraftwerke vorgesehen. Das
Planungsrecht soll vereinfacht
werden, damit schneller gebaut
werden kann. Energiesparen ist
wesentlicher Bestandteil des
Regierungsprogramms. Für
Hausbesitzer soll es attraktiver
werden, ihre Gebäude zu däm-
men und so Energie zu sparen.

Das ambitionierte Ziel der Bundesre-
gierung lautet: Im Jahr 2020 stammen
mindestens 35 Prozent des Stroms aus
erneuerbaren Energien, 2050 sollen
es sogar 80 Prozent sein. Diesem Ziel
stehen allerdings noch große Hürden
im Weg.

■ Gebäudesanierung: Bund und Län-
der haben noch keine Einigung zur
steuerlichen Förderung der Gebäude-
sanierung erzielt. Das Vorhaben steckt
im Vermittlungsausschuss fest. Beim
Steuerbonus für die Sanierung müss-
ten Länder und Gemeinden bei einem
Gesamtbetrag von 1,5 Milliarden Eu-
ro Steuerausfälle von bis zu 900 Mil-
lionen Euro hinnehmen. Die Bundes-
regierung will Haussanierern erlau-
ben, zehn Prozent ihrer Ausgaben
abzusetzen. Die Gebäudesanierung ist
deshalb so wichtig für die Energie-
wende, weil bis zu 40 Prozent
der Energie in Gebäuden
verbraucht wird.

■ Erneuerbare Energien: Grüner
Strom soll schnell konkurrenzfähig
sein. Deshalb wird die Einspeisung ins
Netz vom Staat subventioniert. Die
Höhe der Einspeisevergütung steht je-
doch auf dem Prüfstand. Vor allem
die Förderung der Photovoltaik führt
zu heftigem Streit zwischen dem Bun-
deswirtschafts- und dem Umwelt-
minister. Während Bundeswirtschafts-
minister Philipp Rösler (FDP) sich für
eine Deckelung bei der Förderung des
Neubaus von Solaranlagen ausspricht,
hält Bundesumweltminister Norbert
Röttgen (CDU) die schon beschlosse-
ne Senkung der Förderung um 15 Pro-
zent für ausreichend. Verbraucher
müssen die Förderung der erneuerba-
ren Energie über eine Umlage mitfi-

nanzieren. Kanz-
lerin Angela
Mer-

kel hat erklärt, der im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) festgelegte
Aufschlag solle nicht über 3,5 Cent
pro Kilowattstunde steigen. Für 2013
erwarten die großen Stromnetzbetrei-
ber jedoch zwischen 3,6 und 4,7 Cent.
Das könnte für einen Durchschnitts-
haushalt Mehrausgaben von 40 Euro
pro Jahr bedeuten.

■ Energiesparen: Artikel 6 des Richt-
linienvorschlags von EU-Energiekom-
missar Günther Oettinger (CDU) sieht
vor, dass Energieversorger pro Jahr
1,5 Prozent weniger Strom und Wär-
me absetzen – indem sie Kunden zum
Beispiel durch Energieberatung oder
mit Tipps für energiesparende Heizun-
gen und Geräte helfen. Rösler und
Röttgen ist es bisher nicht gelungen,
sich auf eine gemeinsame Haltung zu
den EU-Vorschlägen zu verständigen,
wie bis 2020 etwa 20 Prozent weni-
ger Energie als noch 2008 verbraucht
werden können.

■ Stromnetze: Fehlende Stromleitun-
gen werden zum Engpass für Strom
aus erneuerbaren Energien. Weil die
Leitungen nicht ausreichen, um den
Strom an die Verbraucher zu bringen,
müssen immer mehr Windkraftwerke
zeitweise abgeschaltet werden. Im vo-
rigen Jahr ist der dadurch verursach-
te Leistungsverlust bereits um 70 Pro-
zent in die Höhe geschossen. Das geht
aus einem Bericht der Bundesnetz-
agentur hervor. Die Aufsichtsbehör-
de warnt vor weiteren Verzögerun-

gen des Netzausbaus. Die ge-
genwärtige Situation sei zwar

„noch beherrschbar“ und las-
se sich „als stabil und sicher be-

zeichnen“, sagte Behördenpräsident

Matthias Kurth. Um auch in Zukunft
eine sichere Stromversorgung zu ge-
währleisten, seien aber „massive In-
vestitionen auf allen Netzebenen“ er-
forderlich. Selbst von den Projekten,
welche die Bundesregierung in ihrem
Bedarfsplan als vorrangig eingestuft
hat, hinkt die Hälfte hinter ihrem Zeit-
plan her. Nach Angaben der Netz-
agentur sind Planung und Bau zum
Teil vier Jahre im Verzug. Nur 214
Kilometer der aufgeführten 1807 Ki-
lometer Höchstspannungsleitungen
sind bisher fertiggestellt. Bis zum Jahr
2020 müssen bis zu 4450 Kilometer
neue Stromleitungen gebaut werden.
Diese Leitungen sollen den Strom, der
in Norddeutschland vor allem durch
Wind produziert wird, in den Süden
transportieren. Die Bundesregierung
will den Bau beschleunigen, doch gilt
das nur für neue Projekte.

■ Klimafonds: Zur Finanzierung der
beschleunigten Energiewende hat die
Bundesregierung ein Sondervermö-
gen „Energie- und Klimafonds“ einge-
richtet. Das Geld fließt unter anderem
in die CO2-Gebäudesanierung und in
die Forschung und Entwicklung erneu-
erbarer Energien und neuer Speicher-
technologien. Nun droht ein Milliar-
denloch im neuen Klimafonds: Wegen
der trüben Konjunkturaussichten ist
der Preis für CO2-Verschmutzungs-
rechte in den letzten Monaten um
ein Drittel gefallen. Bei künfti-
gen Versteigerungen dürfte
Berlin deshalb deutlich we-
niger als die 10,5 Milliar-
den Euro einnehmen,
die für die nächsten
vier Jahre einge-
plant sind.

Steinkohle 18,7%
Erdgas 13,6% Heizöl,

Pumpspeicher und
Sonstige 5,5%

Erneuerbare
19,9%

Braunkohle 24,6% Kernenergie 17,7%

Wind 7,6%

Biomasse 5,2%

Wasser 3,1%

Photovoltaik 3,2%
Siedlungsabfälle 0,8%

Struktur der Stromerzeugung in Deutschland 2011

5Eßlinger Zeitung0HINTERGRUND4 0Freitag, 30. Dezember 2011

Die energiewenDe

Rheinisch Panorama schwarz gelb cyan magentaSeite x

Auf erneuerbare Energien zu setzen, lautet mehr denn je die
Aufgabe auf allen politischen Ebenen. In einer neuen Serie
geht die EZ der Frage nach, wie sich das Ziel regional und
lokal umsetzen lässt. Nicht überall sind Windkraftanlagen
möglich. Und bei der Geothermie ist nach manch verunglück-
ten Bohrungen Vorsicht geboten. Aber für eine echte Energie-
wende gibt es heute schon viele beispielhafte Initiativen und
noch genügend Potenzial, im kommunalen wie im privaten
Bereich. Der Fahrplan:

Windkraft
Das Land setzt auf einen kräftigen Aus-
bau derWindkraft.Wie stehen die Chan-
cen, dieses Ziel in der Region und spe-
ziell im Kreis Esslingen rasch umzuset-
zen?Wie ist der Stand der Planung?Mit
diesen Fragen beschäftigt sich der Bei-
trag zum Auftakt unserer Serie.

Teil 1 Solarenergie
Einfach und klimaneutral die Sonne an-
zapfen: Scheint sie, kann mit Solarzel-
len elektrischer Strom gewonnen und
ins Netz eingespeist werden. Noch ein-
facher funktioniert die Solarthermie:
Die Sonne wärmt Kollektoren für Heiz-
und Brauchwasser.

Teil 2

Alternativen zum Sprit
Energiewende heißt bei den Automobil-
herstellern Wende in der Antriebsart.
Ob Hybrid, Elektromotor, Brennstoffzel-
le oder Gas – noch sind die Alternati-
ven zuBenzin undDiesel allerdings sehr
teuer. Wir testeten ein Elektroauto auf
seine Alltagstauglichkeit.

Teil 10

Kohlekraftwerk Altbach
Kohlekraftwerke stehen wegen ihrer
Schadstoffbilanz in der Kritik. Auch
nach demEinbau von Filteranlagen sto-
ßen sie weiterhin relevante Mengen
Schwefeldioxid aus.Wir beleuchten un-
ter anderemdie Zukunft des EnBW-Koh-
lekraftwerks in Altbach.

Teil 5

Clever Energie sparen
In öffentlichen Einrichtungen wird viel
Energie gebraucht – mit guten Ideen
lässt sich einiges einsparen. Klar, dass
da auch die Hausmeister als Sparfüch-
se gefragt sind. Die Stadt Esslingen be-
lohnt öffentliche Einrichtungen wie
Schulen, wenn Energie gespart wird.

Teil 7

Energieberatung
Die EZ hat zusammen mit den Stadt-
werken Esslingen einen Wettbewerb
ausgeschrieben. Zu gewinnen sind zehn
kostenlose Wärmebildaufnahmen. Die
EZ begleitet einen Energieberater und
zeigt exemplarisch an einem der Häu-
ser, wo Energiesparpotenziale liegen.

Teil 11

Altbausanierung
In der energetischen Altbausanierung
liegt ein großes Einsparpotenzial. Die-
ser Aufgabe stellen sich die sozialen
Wohnungsbauträger in Esslingen. Was
bedeutet die Sanierung aber für den
Geldbeutel derMieter undwas ist in his-
torischenHäusern überhauptmöglich?

Teil 13

Energiesparhaushalt
Wie sieht der ideale Energiesparhaus-
halt aus? Wo kannman wie viel sparen
mit gezieltem Energieverbrauch und/
oder intelligenten Maschinen in Woh-
nung oder Haus?Welche Technik steht
dafür heute schon zur Verfügung – und
was erwartet uns in Zukunft?

Teil 14

Wasserkraft
Dass sich Esslingen im19. Jahrhundert
zu einem wichtigen Industriestandort
entwickelt hat, verdankt die Stadt ihrer
Lage amNeckar und damit derWasser-
kraft. Auch heute wird am Neckar noch
Strom produziert: von der EnBW, aber
auch von Privatleuten.

Teil 4

Energie aus Biomasse
Während vor einigen Jahren noch viele
Biogasanlagen aus ideellen Gründen
errichtet wurden, steht aktuell der wirt-
schaftliche Gewinn im Vordergrund. Am
effektivsten sind Anlagen, die neben der
Stromgewinnung auch die anfallende
Wärme nutzen.

Teil 6

Geothermie
Die Geothermie ist regenerativ, unab-
hängig von Tageszeit und Wetter und
außerdem vor Ort zu haben. Doch nach
gravierenden Gebäudeschäden durch
Probebohrungenwie in Staufen oder Le-
onberg ist sie in Verruf geraten. Hat sie
in Land und Kreis eine Zukunft?

Teil 3

Energiesparhäuser
Häuslesbauer haben die Möglichkeit,
sich zwischen verschiedenen Energie-
sparmodellen zu unterscheiden. Das
Spektrum reicht vom Nullenergiehaus
über ein Sonnenhaus bis hin zumHaus,
dasmit Erdwärme versorgt wird. Eigen-
tümer berichten über ihre Erfahrungen.

Teil 12

Chance zumWachstum
Die Wirtschaft in der Region ist stark
aufs Automobil ausgerichtet. Doch auch
die Energiewende bringt manchen Un-
ternehmen Wachstumschancen. Wir
stellen eines vor. Zudem wird anhand
eines Beispiels gezeigt, wie Betriebe ih-
ren Energieverbrauch drosseln können.

Teil 9Folgen für Stadtplanung
Mit der Sonnensiedlung Egert im Stadt-
teil Zell gehört Esslingen landesweit zu
den ersten Städten, die sich in großem
Stil für das Passivhaus eingesetzt ha-
ben. Der Scharnhauser Park in Ostfil-
dern gehört energietechnisch sogar eu-
ropaweit zu den Vorreitern.

Teil 8

Getragen von Stahlseilen schwebt ein Ro-
torblatt vor dem neu aufgestellten Mast ei-
ner Windkraftanlage. Die Genehmigungs-
verfahren ziehen sich mitunter über Jahre
hin – die Bauzeit für eine solche Anlage be-
trägt an Land dagegenmeist nur wenigeWo-
chen. Die Einzelteile werden fertig angelie-
fert und vor Ort montiert. Der Trend geht all-
gemein zu größerenWindrädernmit einerma-
ximalen Leistung von mehreren Megawatt
Strom. Kernstück jeder Anlage ist der Rotor,
der die Windenergie auffängt. Er treibt den Ge-
nerator an, der elektrische Energie erzeugt.

Vor – zurück – vor
Deutschlands kurvenreicher Weg zum Atomausstieg

Berlin – Der Streit über die Kernener-
gie war einer der großen gesellschaft-
lichen Konflikte der Bundesrepublik.
Zehn Jahre nach dem ersten rot-grü-
nen Atomkonsens gelang es im Juni
2011 erstmals, den Ausstiegsbeschluss
auf eine breite Mehrheit zu stützen.

■ 13. Januar 1999: Die rot-grüne Ko-
alition verständigt sich auf Eckpunkte
eines Atomgesetzentwurfs. Die Nutzung
der Atomenergie soll „geordnet und si-
cher beendet“ werden.

■ 14./15. Juni 2000: Bundeskanzler
Gerhard Schröder (SPD) einigt sich in
Verhandlungenmit Strommanagern auf
den Atomkonsens.

■ 26. Oktober 2009: Im Koalitionsver-
trag von Union und FDP heißt es: „Die
Kernenergie ist eine Brückentechnolo-
gie, bis sie durch erneuerbare Energien
verlässlich ersetzt werden kann.“ Dazu
seiman bereit, die Laufzeiten der Kern-
kraftwerke zu verlängern.

■ 7. Juni 2010: Die Regierung be-
schließt, dass die Atomkonzerne unab-
hängig von Laufzeitverlängerungen ei-
ne Steuer auf Brennelemente zahlen
sollen. Das soll ab 2011 jährlich 2,3
Milliarden Euro bringen.

■ 5. September: Die Koalition einigt
sich auf im Schnitt zwölf Jahre längere
Laufzeiten – im Gegenzug sollen die
Konzerne rund 30Milliarden Euro über
Atomsteuer und Ökofonds zahlen.

■ 28. Oktober: Der Bundestag verab-
schiedet die längeren Laufzeiten gegen
erbitterten Widerstand der Opposition.

■ 28. Februar 2011: Fünf SPD-regier-
te Länder klagen vor dem Bundesver-
fassungsgericht gegen die Laufzeitver-
längerung.

■ 12.März: Nach einem schweren Erd-
beben und dem Atomunfall von Fuku-
shima kündigt Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) Sicherheitschecks für die
17 deutschen AKW an.

■ 15. März: Kurz vor wichtigen
Landtagswahlen ändert Mer-
kel ihren Kurs: Sie kündigt
an, dass sieben ältere AKW
vorübergehend abge-
schaltet werden, die nur
wegen der Laufzeitver-
längerung noch in Be-
trieb sind.

■ 22. März: Die Regierung beauftragt
die Reaktorsicherheitskommission
(RSK), die 17 AKW technisch zu prüfen.
Eine neue Ethikkommission soll klären,
welches Atomrisiko für die Gesellschaft
vertretbar ist.

■ 1. April: Der Betreiber RWE reicht
beim Verwaltungsgerichtshof Kassel
Klage gegen die vorübergehende Ab-
schaltung des AKW Biblis ein.

■ 17.Mai: Aus demPrüfbericht der Re-
aktorsicherheitskommission lässt sich
kein klares Urteil ableiten. Aber: Die äl-
testen Meiler sind besonders schlecht
gegen Flugzeugabstürze geschützt.

■ 22. Mai: Vier Übertragungsnetz-
betreiber warnen vor Stromausfällen,
wenn acht AKW auf einen Schlag abge-
schaltet werden. Die FDP schlägt vor,
ein bis zwei abgeschaltete AKW in Be-
reitschaft zu halten.

■ 28. Mai: Die Ethikkommission emp-
fiehlt einen Atomausstieg binnen zehn
Jahren und umfangreicheMaßnahmen,
damit die Energiewende klappt.

■ 30.Mai: Die schwarz-gelbe Koalition
will das letzte AKW bis 2022 abschal-
ten, die sieben ältesten Meiler und
Krümmel sofort. Ein AKW soll für mög-
liche Stromengpässe bis 2013 „Stand
By“ bleiben.

■ 31. Mai: Eon teilt mit, wegen des
Festhaltens der Regierung an der
Brennelementesteuer Klage einzurei-
chen. Pro Jahr und Meiler kostet die
Steuer 150 Millionen Euro.

■ 3. Juni: Die Bundesländer verlangen
eine stufenweise Abschaltung der ver-
bleibenden neun AKW. Kanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) verkündet nach einem
Treffenmit denMinisterpräsidenten ei-
nen 5-Stufen-Plan: 2015, 2017 und
2019 je ein AKW, 2021 und 2022 je-
weils drei Meiler.

■ 6. Juni: Das Kabinett billigt das Atom-
und Energiepaket.

■ 25. Juni: Die Grünen entscheiden auf
einem Sonderparteitag, den Atomaus-
stieg bis 2022 mitzutragen.

■ 30. Juni: Der Bundestag beschließt
mit den Stimmen von CDU, SPD, Grü-
nen und FDP die Novelle des Atomge-
setzes. Ein 30 Jahre währender parla-
mentarischer Konflikt ist beigelegt.
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Energiefluss in Deutschland
im Jahr 2010 in Mio. t. SKE
Ein Kilogramm Steinkohleeinheit entspricht der Energiemenge, die beim Verbrennen
eines Kilogramms Steinkohle frei wird.
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■ Die Serie und die Aktion „Wie dicht ist Ihr Haus?“ im Internet:
http://www.esslinger-zeitung.de/themenspecial/energiewende/


